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Darf der Staat über Gewissensentscheidungen von Bürgern, die sich auf das

Grundgesetz berufen, hinweggehen, nur um die Jagd aufrechtzuerhalten?

Verfassungsbeschwerde:

»Keine Jagd auf meinem

Grundstück!«

FREIHEIT FÜR TIERE

Die Besitzer eines Eigenjagdreviers wollen die Jagd
auf ihrem Grund und Boden ruhen lassen. Sie halten
es mit ihrem Gewissen für nicht vereinbar, Tiere zu
töten oder die Tötung durch Jäger in Auftrag zu ge-
ben. Nachdem der Antrag auf Ruhen der Jagd im Jahr
2006 von der zuständigen Behörde abgelehnt wurde,
klagten die Grundstücksbesitzer durch alle Instanzen.
Im August 2010 legten sie Beschwerde beim Bundes-
verfassungsgericht ein. Der Jagdzwang auf dem eige-
nen Grundstücksflächen entgegen dem Gewissen des
Eigentümers sei ein Verstoß gegen unveräußerliche
Grundrechte: Denn das Grundgesetz garantiert in
Artikel 4 die Gewissens- und Glaubensfreiheit.

Eigentum verpflichtet - auch zum Töten?

»Eigentum verpflichtet, auch zum Töten: nämlich von Tieren,
wenn es sich bei dem Besitz um ein ausgewiesenes Eigenjagdrevier
handelt. Wer über ein solches Grundstück verfügt, ist laut deutschem
Recht verpflichtet, für  regelmäßige Jagden darauf zu sorgen«, mel-
dete die Deutsche Anwaltshotline am 3.9.2010. 

Das Bundesverwaltungsgericht hatte am 23.6.2010 geurteilt (Az.
3 B 89.09): Jagdgegner können sich von dieser Pflicht nicht unter
Berufung auf weltanschaulich-religiöse Gründe oder ihr Gewissen
freistellen lassen. 

Denn - so das Gericht wörtlich -: »Gleiches müsste einer unbe-
stimmten Vielzahl anderer Grundeigentümer eingeräumt werden,
die sich auf eine ernsthafte Gewissensentscheidung für den Tier-
schutz berufen, sodass die vom Gesetzgeber mit dem Bundesjagd-
gesetz bezweckte übergreifende Ordnung in Gefahr geriete.« (S.28
des Urteils)

Gegen dieses Urteil des Bundesverwaltungsgerichts wurde am
12.8.2010 durch Rechtsanwalt Dr. jur. Christian Sailer Verfas-
sungsbeschwerde eingelegt.

Worum geht es?

Unter der Überschrift »Worum geht es?« fasst Rechtsanwalt Dr.
Sailer zu Beginn der Verfassungsbeschwerde den juristischen Sach-
verhalt in einfachen Worten wie folgt zusammen:

»Der Inhaber eines Jagdreviers will aus Gewissensgründen die
Jagd ruhen lassen.

Die Gerichte halten ihm entgegen: Das darfst du nicht, denn
andere Grundstückseigentümer könnten auf dieselbe Idee kom-
men und damit eine grundstücksübergreifende Jagd unmöglich
machen. Jagdruhe komme nur `bei völliger Vernichtung eines
Wildbestandes in Betracht´, also, wenn es überhaupt kein Wild
mehr gibt.

Ist das nur absurd oder ist es auch ein Verstoß gegen Art.4
des Grundgesetzes? Wird eine Gewissensentscheidung obsolet,
weil die Gefahr besteht, dass sie überhand nimmt?

Und wenn solche Friedfertigkeit tatsächlich ansteckend wäre und
niemand mehr Tiere töten wollte? Soll der Staat dann über die Ge-
wissensentscheidung sämtlicher Bürger hinweggehen, nur um die
Jagd aufrechtzuerhalten?« (Verfassungsbeschwerde vom 12.8.2010)

Besitzer einer Eigenjagd wollen aus 

Gewissensgründen die Jagd ruhen lassen

Beschwerdeführer vor dem Bundesverfassungsgericht wegen Ver-
letzung der Grundrechte aus Art. 4 des Grundgesetzes ist das Gut
Neu Jerusalem, eine GmbH & Co. Betriebs-KG, die auch Terra Nova
genannt wird. Die landwirtschaftlichen  Flächen und die Wald-
grundstücke bilden eine so genannte Eigenjagd. 

Ein Eigenjagdrevier umfasst mindestens 75 Hektar zusammen-
hängende Fläche. Während die Besitzer kleinerer Grundstücke
zwangsweise Mitglieder in einer Jagdgenossenschaft sind, welche
die Jagd an Jäger verpachtet - egal, ob die Grundstückseigentümer
damit einverstanden sind oder nicht -, hat der Besitzer eines Ei-
genjagdreviers selbst das Jagdrecht inne. 
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Eigentlich wäre es logisch, dass der Besitzer einer Eigenjagd als
Inhaber des Jagdrechts selbst entscheiden dürfte, ob er die Jagd auf
seinem Grund und Boden ausüben will oder nicht.  Ebenso wie Be-
sitzer kleiner Grundstücke eigentlich das Recht haben sollten, selbst
zu entscheiden, ob auf ihrem Grundeigentum Tiere von Jägern er-
schossen werden dürfen oder nicht.

Die Landwirte von Terra Nova töten aus Gewissensgründen kei-
ne Tiere. Die Wildtiere auf ihrem Grund und Boden sollen aus
ethisch-religiösen Gründen nicht gejagt und getötet werden.

Ziel: Einheit von Mensch, Natur und Tieren

Auf Terra Nova wird der Friedfertige Landbau praktiziert, des-
sen Ziel die Einheit von Mensch, Natur und Tieren ist. Die Land-
wirte bauen Getreide, Gemüse und Obst an, ohne chemische Dün-
ger, ohne Pestizide, Herbizide, Fungizide oder andere Gifte, ohne Mist
und Gülle - in Achtung vor der Natur und den Tieren, ja, der gan-
zen Schöpfung. Sie fühlen sich in dieser Lebens- und Arbeitsweise
der Lehre der Glaubensgemeinschaft Universelles Leben aller Kultu-
ren weltweit verpflichtet, die an das Urchristentum anknüpft. Die »Gol-
dene Regel« aus der Bergpredigt des Jesus von Nazareth, die sinn-
gemäß lautet: »Was du nicht willst, dass man dir tu´, das füg´ auch
keinem anderen zu« gilt für die Urchristen sowohl im Umgang mit
ihren Mitmenschen, als auch mit den Tieren und der Natur. 

So versteht es sich von selbst, dass die Landwirte von Terra Nova
Vegetarier sind. Tiere werden hier weder geschlachtet noch als Nutz-
tiere gehalten. Stattdessen werden aus tierquälerischen Verhältnissen
oder vor dem Schlächter gerettete Rinder, Schafe, Ziegen, Gänse,
Enten und andere Tiere aufgenommen. Sie finden auf großzügigen
Weiden eine neue Heimat, in Freundschaft mit den Menschen, bis
zu ihrem natürlichen Ende - im Sinne einer Wiedergutmachung
an den Tieren, die jahrhundertelang und milliardenfach durch die
Menschen gequält und getötet wurden.

Lebensraum und Rückzugsgebiete 

für Wildtiere

In Zusammenarbeit mit der Internationalen Gabriele-Stiftung
für Natur und Tiere wurden und werden auf Terra Nova Le-
bensräume für die geretteten Weidetiere, aber auch für Wildtiere
geschaffen: Weideflächen und Wiesen, kilometerlange Hecken, die
ein Biotop-Verbundsystem bilden, Bauminseln, Brache- und Suk-
zessionsflächen, auf denen die Natur sich entwickeln kann, wie sie
möchte, Feuchtbiotope, Steinbiotope und viele Wälder - eine
reich gegliederte Landschaft mit Freiräumen und Rückzugsgebie-
ten. Auf diesem friedvollen Stück Land sollen Tiere Heimat fin-
den - und nicht den gewaltsamen Tod. 

Aus diesem Grund beantragten die Landwirte von Terra Nova
für ihre Eigenjagdflächen bei der zuständigen Jagdbehörde das Ru-
hen der Jagd - wie es im Jagdgesetz vorgesehen ist.

Doch die Jagdbehörde lehnte diesen Antrag ab. Dagegen klag-
ten die friedfertigen Landwirte durch alle Instanzen bis zum Bundes-
verwaltungsgericht - und nun, nachdem das Bundesverwaltungs-
gericht das Ruhen der Jagd aus Gewissensgründen verweigerte, vor
dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. 

>>>

Die Landwirte von Terra Nova töten aus Gewissensgründen
keine Tiere. Die Wildtiere auf ihrem Grund und Boden sollen
aus ethisch-religiösen Gründen nicht gejagt und getötet werden.

In Zusammenarbeit mit der Internationalen Gabriele-Stiftung
für Natur und Tiere wurden und werden auf Terra Nova Le-
bensräume für die geretteten Weidetiere, aber auch für Wildtie-
re geschaffen. Unten: Verwaiste Rehkitze werden in der Auf-
fang- und Pflegestation aufgezogen und dann ausgewildert.
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Darf eine Gewissensentscheidung deshalb

nicht gelten, weil die Gefahr besteht, dass

andere genauso entscheiden könnten?

Das Bundesverwaltungsgericht hatte argumentiert, dass die Rech-
te des Beschwerdeführers »von vornherein in Beziehung zu den Rech-
ten anderer«, nämlich anderer Jagdberechtigter, stünden, die »bei
der Ausübung ihres Jagdrechts aufeinander angewiesen« seien,
»weil sich das Wild naturgemäß nicht an die von Menschen fest-
gelegten Grundstücksgrenzen hält«, sodass die Jagd »zwar in jedem
Eigenjagdrevier selbständig ausgeübt« werde, »die Ziele des Bundes-
jagdgesetzes ... aber nur im Verbund mit den benachbarten Revie-
ren gemeinschaftlich verwirklicht werden« könnten. (Rdnr.9)

Würde der Eigenjagdbesitzer aus Gewissensgründen von seiner
Jagdpflicht befreit werden, könnten sich auch andere Grundstücks-
eigentümer aus Gewissensgründen davon befreien lassen, mit der
Folge, »dass die aus guten, ebenfalls verfassungsrechtlich legitimierten
Gründen geregelte grundstücksübergreifende Eigentums- und He-
geordnung nicht mehr zu verwirklichen wäre«. (Rdnr.11)

Diese Erwägungen hätten mit einer ordnungsgemäßen verfas-
sungsrechtlichen Bewältigung der vorliegenden Kollisionslage
nichts mehr zu tun, so Rechtsanwalt Dr. Sailer in der Verfas-
sungsbeschwerde: »Man kann sich nur schwerlich des Eindrucks
erwehren, dass bei dieser Art von Abwägung im Schnelldurchgang
unterschwellig der alte Verwaltungsgrundsatz ̀ Wo kommen wir denn
da hin?´ eine Rolle gespielt hat. Wobei das Gericht auf halbem Weg
stehen blieb und nicht fragte, wo wir wirklich hinkämen, wenn im-
mer mehr und am Ende alle Revierinhaber aus Gewissensgründen
auf die Jagd verzichten würden. Müsste man dann den Art.4 des
Grundgesetzes abschaffen oder die Jagd? Diese Zuspitzung zeigt, dass
der Ansatz des Bundesverwaltungsgerichts in die Irre führt, denn
er würde in letzter Konsequenz zur (partiellen) Abschaffung des
Grundrechts führen, um die Jagd zu schützen.«

Ist ein Konflikt mit dem Jagdgesetz gegeben?

Nein, denn in Art.6 Abs.4 des Bayerischen Jagdgesetzes ist eine
Ausnahme von der Jagdpflicht sogar ausdrücklich vorgesehen.
Voraussetzung ist, dass die Ziele des Art.1 Abs.2 BayJG durch ein
Ruhen der Jagd nicht gefährdet werden. 

Diese Ziele sind:
1. einen artenreichen und gesunden Wildbestand in einem ausgewo-

genen Verhältnis zu seinen natürlichen Lebensgrundlagen zu erhalten;
2. die natürlichen Lebensgrundlagen des Wildes zu sichern und zu ver-

bessern;
3. Beeinträchtigungen einer ordnungsgemäßen land-, forst- und fi-

schereiwirtschaftlichen Nutzung durch das Wild möglichst zu vermeiden;
4. die jagdlichen Interessen mit den sonstigen öffentlichen Belangen,

insbesondere mit den Belangen der Landeskultur, des Naturschutzes und
der Landschaftspflege auszugleichen.

Nun sollte man meinen, dass diese Ziele aus dem Bayerischen Jagd-
gesetz nicht gefährdet sind, nur weil ein Grundstückseigentümer sei-
ne Flächen nicht bejagt - zumal auf den Flächen von Terra Nova
die natürlichen Lebensgrundlagen für Wildtiere in den vergange-
nen Jahren  durch das Biotop-Verbundsystem deutlich verbessert wur-

Verletzung in den Grundrechten 

Die Landwirte von Gut Terra Nova sehen sich in ihren Grund-
rechten der Glaubens- und Gewissensfreiheit verletzt, die in Ar-
tikel 4 des Grundgesetzes festgeschrieben sind. Rechtsanwalt Dr.
Sailer führt in der Verfassungsbeschwerde dazu aus: »Nach der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts garantiert Art.4 GG
die Freiheit, den Glauben zu bekennen, auszuüben und zu verbrei-
ten, sowie das Recht, sein gesamtes Verhalten an den Lehren seines
Glaubens auszurichten und seinen inneren Glaubensüberzeugungen
gemäß zu handeln (BVerfGE 24, 245 f.; 32, 106 ff). Weiterhin schützt
Art.4 GG ̀ jede ernste sittliche, das heißt an den Kategorien von ‚gut'
und ‚böse' orientierte Entscheidung ..., die der einzelne in einer be-
stimmten Lage als für sich bindend und unbedingt verpflichtend inner-
lich erfährt, sodass er gegen sie nicht ohne ernste Gewissensnot han-
deln könnte.´ (BverfGE 12, 55)«

Die Ablehnung der Landwirte, auf ihren Grundstücken Tiere zu
töten oder töten zu lassen, sei eine Gewissensentscheidung, die aus
einer bestimmten religiösen Lehre, also ihrem Glauben, entspringe.
Sie sei somit sowohl durch die Glaubensfreiheit als auch durch die
Gewissensfreiheit geschützt, argumentiert Rechtsanwalt Dr. Sailer in
der Verfassungsbeschwerde. Durch die Ablehnung der beantragten
Zustimmung zur Jagdruhe und den damit einhergehenden Fortbestand
der gesetzlichen Jagdpflicht werde in den Schutzbereich der Grund-
rechtsposition bzw. der intendierten Grundrechtsausübung, die Jagd
auf dem eigenen Grundstücksflächen zu unterlassen, eingegriffen.

Der Unterschied zwischen Eigenjagdrevier-

inhabern und Besitzern kleiner Grundstücke

Im Gegensatz zu den Eigentümern kleinerer Grundstücke, die
kraft Gesetzes und somit zwangsweise Mitglieder in Jagdgenos-
senschaften sind, ist der Eigenjagdrevierinhaber im Vollbesitz al-
ler Eigentümerbefugnisse. »Die Jagdpflicht führt nicht zum par-
tiellen Verlust seiner Eigentümerbefugnisse an andere, sondern ver-
langt von ihm selbst die Entscheidung, der Jagdpflicht nachzu-
kommen«, so Rechtsanwalt Dr. Sailer. Beim Eigenjagdbesitzer kön-
ne man nicht davon sprechen, dass er »nicht gezwungen« werde,
»Tiere zu töten oder an einer Tötung durch Dritte mitzuwirken«,
weil er die Rechtsmacht hierfür verloren habe. 

Denn so hatte das Bundesverwaltungsgericht im Fall des Mitglieds
einer Jagdgenossenschaft argumentiert: Der Jagdgenosse werde nicht
gezwungen, »durch eigene Entscheidung die Jagd auf seinem Boden
freizugeben und dadurch in einen Gewissenskonflikt getrieben.« Die-
se Entscheidung habe »vielmehr der Gesetzgeber getroffen, der ... ohne
Verletzung des Eigentumsrechts das Jagdrecht vom Eigentum getrennt
und auf die Jagdgenossenschaft übertragen hat.« (Rdnr.25)

Rechtsanwalt Dr. Sailer weist in seiner Verfassungsbeschwerde dar-
auf hin, dass der Eigenjagdrevierinhaber die Rechtsmacht selbst be-
sitze und daher selbst entscheiden und mitwirken müsse -  indem
er selbst auf die Jagd geht oder einen Jagdpächter für sich töten lässt.
Aus diesem Grund sei eine frühere Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts auf den Eigenjagdbesitzer nicht anwendbar: Das
Bundesverfassungsgericht hatte am 13.12.2006 über die Zwangs-
mitgliedschaft in Jagdgenossenschaften entschieden, und nicht
über den Antrag auf Ruhen der Jagd eines Eigenjagdbesitzers.



Keine Jagd auf 
meinem Grundstück!
Informationen: 
Bürgerbewegung 
»Zwangsbejagung ade«
www.zwangsbejagung-ade.de
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den. Falls auf benachbarten Grundstücken Wildschäden entstehen,
werden diese ausgeglichen, wie es das Jagdgesetz vorsieht.

Dieser Sichtweise widerspricht das Bundesverwaltungsgericht mit
folgenden Worten: »Die Klägerin meint, ein Ruhen der Jagd im
Eigenjagdrevier für einen Zeitraum von 10 Jahren werde sich nur
punktuell auswirken und das Gesamtsystem nicht in Frage stellen.
Diese Annahme trifft nicht zu. Denn Gleiches müsste einer un-
bestimmten Vielzahl anderer Grundeigentümer eingeräumt werden,
die sich auf eine ernsthafte Gewissensentscheidung für den Tier-
schutz berufen, sodass die vom Gesetzgeber mit dem Bundesjagd-
gesetz bezweckte übergreifende Ordnung in Gefahr geriete«. (S.28
d.Urt.)

Hier stellt sich erneut die Frage: Darf eine Gewissensentschei-
dung deshalb nicht gelten, weil die Gefahr besteht, dass andere ge-
nauso entscheiden könnten?

Jedenfalls weigerten sich die Gerichte aus diesem Grund zu prü-
fen, »ob der Eingriff in die Gewissensentscheidung des Beschwer-
deführers nicht bereits dadurch vermeidbar wäre, dass man die ein-
fachrechtlichen Vorschriften des bayerischen Jagdrechts anwendet
und dem Antrag auf Jagdruhe gem. Art.6 Abs.4 BayJG stattgibt,
weil die in Art.1 Abs.2 genannten Ziele dadurch nicht gefährdet
werden«, so die Verfassungsbeschwerde. 

Das heißt, man hätte im Falle des Klägers ganz einfach Art.6 Abs.4
des Bayerischen Jagdgesetzes anwenden können, der ein mögliches
Ruhen der Jagd als Ausnahme von der Jagdpflicht ausdrücklich vor-
sieht. Doch die Gerichte hatten offenbar Angst davor, dass dann
weitere Grundstücksbesitzer ein Ruhen der Jagd beantragen könn-
ten - und dass durch diese Ausnahmen dann das Reviersystem ge-
fährdet wäre.

Verfassungsrechtlich nicht haltbar

Dies lässt Dr. Sailer in der Verfassungsbeschwerde nicht gelten:
»Selbst wenn die Gewissensbedenken der Beschwerdeführerin an-
steckend wirken würden (was diese durchaus begrüßen würde) und
eine Vielzahl anderer Eigenjagdrevierinhaber ebenfalls aus Gewis-
sensgründen die Jagd aufgeben würden und dadurch das deutsche
Reviersystem bundesweit oder jedenfalls regional nicht mehr auf-
rechtzuerhalten wäre, wäre dies kein verfassungsrechtlich haltba-
rer Einwand gegen das Grundrechtsanliegen der Beschwerdefüh-
rerin: Die Rechte von Jagdberechtigten sind nachrangig.«

Verfassungsrechtlich nicht haltbar sei es, wenn das Bundesver-
waltungsgericht das Reviersystem mit dem Hinweis verteidigen will,
dass bei dessen Gefährdung »die Rechte anderer« betroffen seien,
da »die Jagdberechtigten bei der Ausübung ihres Jagdrechts auf-
einander angewiesen« seien und »die Ziele des Bundesjagdgeset-
zes ... nur im Verbund mit den benachbarten Revieren gemein-
schaftlich verwirklicht« werden könnten.

»Die Ausübung der Jagd ist kein originäres Grundrecht, sondern
Ausfluss des Eigentumsrechts, das gesetzlich ausgestaltet ist (Art.14
Abs.1 GG)«, so Rechtsanwalt Dr. Sailer. Diese seien gegenüber dem
vorbehaltlos gewährleisteten Grundrecht aus Artikel 4 Grundge-
setz nachrangig. Die Gewissensentscheidung des Grundeigentümers
wiegt also schwerer. 

Eine schwangere Bache wurde im Nachbarrevier von Terra Nova
angeschossen. Das schwer verletzte Tier lief noch mehrere hun-
dert Meter und legte sich zum Sterben in eine Hecke. Dort wur-
de es von den tierfreundlichen Landwirten gefunden. 

Kater Jonathan war eines Tages auf Terra Nova aufgetaucht.
In seinem Körper steckten 10 Bleischrotkugeln. In der Tier-
arztpraxis wurde festgestellt, dass er durch das giftig Blei im Blut
bereits eine hochgradige Entzündung hatte.




